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1. Vollstationärer Bereich 
 
1.1 Pflegesatzverfahren des Jahres 2008 
 
Die saarländische Rahmenvereinbarung nach § 86 Abs. 3 SGB XI über das Verfahren von 
Vergütungsverhandlungen im Vollstationären Bereich sieht in § 7 die Möglichkeit eines „Verein-
fachten Pflegesatzverfahrens“ mit der Vereinbarung einer Empfehlung für eine lineare Erhöhung 
der Pflegesätze durch die Vertragsparteien vor; diese Möglichkeit wurde von den Pflegekassen 
jedoch letztmalig für den Pflegesatzzeitraum 2002 wahrgenommen. Seit dieser Zeit lehnen die 
Pflegekassen lineare Erhöhungen der Entgelte in der Stationären Pflege mit einer für alle 
Einrichtungsträger gleich hohen Steigerungsrate unter Verweis auf die unterschiedlichen 
Tarifstrukturen der Träger sowie die unterschiedliche Umsetzung tariflicher Vereinbarungen durch 
die Träger ab. 
 
Zwischen SPG und Pflegekassen besteht andererseits jedoch seit dem Jahr 2002 Einvernehmen 
in der Zielsetzung, aus arbeitsökonomischen Gründen ein Vergütungsverfahren zu vereinbaren, 
durch welches eine Vielzahl zeitaufwändiger Einzelverhandlungen für alle Vertragsparteien 
vermieden werden kann. Vor diesem Hintergrund verständigten sich SPG und Pflegekassen auch 
für den Pflegesatzzeitraum 2008 darauf, das bereits in den vergangenen Jahren bewährte 
Verfahren der „Gebündelten Einzelverhandlungen“ zu praktizieren. Konkret konnte zwischen 
SPG und Kostenträgern Einvernehmen darüber erzielt werden, dass denjenigen Stationären 
Altenhilfeeinrichtungen, welche eine Erhöhung der Entgelte für Pflege und Betreuung sowie 
Unterkunft und Verpflegung um maximal 1,5 % fordern, eine entsprechende Vereinbarung ohne 
weitere Einzelverhandlungen durch die Kostenträger angeboten wird. Die Möglichkeit der 
Vertragsparteien, „echte“ Einzelverhandlungen z.B. zur Umsetzung struktureller Verbesserungen 
zu führen, blieb hiervon unberührt.  
 
Wie bereits im vergangenen Jahr so haben sich auch für den Pflegesatzzeitraum 2008 mehr als 
90 % der Stationären Altenhilfeeinrichtungen an diesem Verfahren beteiligt.  
 
 
1.2 Transparenzoffensive der SPG 
 
Zu den zentralen Positionen der SPG im Zusammenhang mit der inhaltlich-konzeptionellen 
Weiterentwicklung der Stationären Altenhilfe gehört seit jeher das Konzept des „transparenten 
Heimes“. Vor diesem Hintergrund fasste der Vorstand der SPG in seiner Sitzung vom 24. Mai 2007 
den Grundsatzbeschluss, dass die SPG mit den von ihren Mitgliedsverbänden vertretenen 
Stationären Altenhilfeeinrichtungen eine Transparenzoffensive startet. Kerninhalt dieser 
Transparenzoffensive ist das Konzept der „Internetbasierten Freiwilligen 
Qualitätsberichterstattung“ durch die Stationären Altenhilfeeinrichtungen unter dem Dach einer 
bei der SPG geführten Internetplattform. Die SPG hat ihr Konzept gegenüber dem MiJAGS 
vorgestellt; Minister HECKEN steht dem Projekt positiv gegenüber.  
 
Vor dem Hintergrund dieser positiven Einschätzung des Ministers hat die saarländische 
Heimaufsicht eine Beteiligung am FQB in den für sie relevanten Breichen zugesagt.  
 
Nach erfolgter Auftragsvergabe an die Firma intraNET Systemhaus GmbH laufen die Arbeiten an 
dem Projekt nach Plan; die Inbetriebnahme der Internetplattform ist für Mitte 2008 vorgesehen. 
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1.3 Begleitung der Reformvorhaben auf Landesebene 
 
Nachdem als ein Ergebnis der Föderalismusreform die Zuständigkeit für das Heimgesetz auf die 
Ebene der Bundesländer verlagert wurde, hat die saarländische Landesregierung mit hoher 
Intensität die Eckpunkte eines neuen saarländischen Heimgesetzes entwickelt. Die SPG hatte 
Gelegenheit, zu den Eckpunkten des Heimgesetzes inhaltlich Stellung zu beziehen. Die SPG steht 
den wesentlichen Inhalten des neuen Heimgesetzes zustimmend gegenüber; insbesondere die 
eindeutige Bekenntnis der Landesregierung zur Beibehaltung der 50 %-igen Mindest-
Fachkraftquote wird von der SPG ausdrücklich begrüßt. Gleichwohl enthält der Gesetzentwurf 
Regelungsinhalte, die aus Sicht der SPG in inakzeptabler Weise in die Organisationshoheit der 
Träger eingreifen. Vor dem Hintergrund dieses Meinungsbildes wird die SPG auch das weitere 
Gesetzgebungsverfahren auf Landesebene kritisch begleiten. 
 
 
2. Ambulanter Bereich 
 
2.1 Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI 
 
2.1.1 Neustrukturierung der Hauswirtschaftlichen Leistungserbringung 
 
Bereits im Jahr 2001 fanden zwischen SPG und Pflegekassen Verhandlungen über eine 
Neustrukturierung der Hauswirtschaftlichen Leistungserbringung statt. Hintergrund war die bereits 
zu diesem Zeitpunkt vorhandene Erkenntnis, dass die seit dem 01. September 1995 geltende 
Systematik der Leistungskomplexe die Realität der Leistungserbringung im hauswirtschaftlichen 
Bereich nicht zutreffend abbildet und zudem von den Kunden als intransparent empfunden wird. 
Da die Verhandlungen des Jahres 2001 aufgrund mangelnder Akzeptanz bei einigen Trägern zu 
keinem Abschluss gebracht werden konnten, baten die Pflegekassen die SPG zu Beginn des 
Jahres 2007 um eine Wiederaufnahme der Verhandlungen zu dieser Thematik. 
 
Nach mehreren Verhandlungsrunden konnten sich SPG und Pflegekassen mit Wirkung zum 01. 
Januar 2008 auf eine Neuregelung der Hauswirtschaftlichen Leistungserbringung verständigen. 
Diese neue Systematik beinhaltet ein kundenfreundliches, transparentes System der Leis-
tungserbringung auf der Grundlage erbrachter Einsatzstunden bei gleichzeitiger Beibehaltung der 
Abrechnungssystematik nach Punktzahlen und Punktwerten im Innenverhältnis. Die hieraus 
resultierende Stundenvergütung kann als auskömmlich betrachtet werden, um die Versorgung der 
Kunden mit hauswirtschaftlichen Leistungen auf eine mittelfristig gesicherte Grundlage zu stellen. 
 
 
2.1.2 Neubewertung einzelner Leistungskomplexe 
 
Bereits im Jahr 2006 begann die SPG mit den Vorbereitungen für die Verhandlungen über eine 
Neustrukturierung der Leistungskomplexe im Bereich der grundpflegerischen Leistungen des § 36 
SGB XI. Anlass zu dieser Entscheidung war die Erkenntnis, dass die seit dem 01. August 2000 
unverändert bestehende Struktur der Leistungskomplexe in mehreren grundpflegerischen 
Bereichen der aktuellen Realität der Leistungserbringung nicht mehr gerecht wurde.  
 
Im Laufe des Jahres 2007 wurden diese Verhandlungen zwischen SPG und Pflegekassen sowie 
den örtlichen Sozialhilfeträgern mit hoher Intensität geführt. Als Verhandlungsergebnis konnte eine 
Verständigung über eine Neustrukturierung und -bewertung sowie eine Konkretisierung der 
Leistungsbeschreibung einzelner Leistungskomplexe erzielt werden. Neben einer moderaten 
Erhöhung der Einnahmen der Ambulanten Dienste hat dieses Verhandlungsergebnis auch eine 
größere Transparenz über die Inhalte der Leistungskomplexe bei den Pflegebedürftigen zur 
Konsequenz. 
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2.2 Häusliche Krankenpflege gemäß § 37 SGB V  
 
2.2.1 Lineare Erhöhung der Gebühren für die Leistungen der Häuslichen Krankenpflege 
 
Die  gesetzliche  Begrenzung  der maximalen  Erhöhungsraten  bei den Leistungsentgelten im 
SGB-V-Bereich auf den Betrag der Grundlohnsummensteigerung gemäß § 71 SGB V hatte auch 
im Jahr 2007 zur Folge, dass der Spielraum der Krankenkassen bei den Verhandlungen mit der 
SPG über eine lineare Erhöhung der Gebühren für die Leistungen der Häuslichen Krankenpflege 
gemäß § 37 SGB V außerordentlich gering war. Zwar konnte sich die SPG mit den Krankenkassen 
auf die gemäß § 71 SGB V maximal mögliche Steigerung der Gebühren im Umfang der Grund-
lohnsummensteigerung verständigen; faktisch bedeutete dies jedoch für die Ambulanten Dienste 
lediglich eine Erhöhung im Umfang von 0,64 %. Diese Erhöhung ist in keinster Weise ausreichend, 
um die in den vergangenen Jahren eingetretenen bzw. in naher Zukunft noch zu erwartenden 
Personal- und Sachkostensteigerungen der Ambulanten Dienste zu kompensieren. 
 
 
2.2.2 Strukturelle Veränderungen im Leistungsverzeichnis 
 
Vor dem Hintergrund dieser unzureichenden linearen Vergütungsanpassungen trat die SPG im 
Jahr 2007 in Verhandlungen mit den Krankenkassen über strukturelle Verbesserungen im 
Leistungsverzeichnis als Anlage zum Rahmenvertrag gemäß § 132a SGB V ein. Vorrangiges Ziel 
war es, einen Wegfall der seit dem Jahr 1991 im saarländischen Rahmenvertrag 
festgeschriebenen Ausschlusstatbestände („nicht abrechenbar neben ...“) zu erreichen.  
 
Im Jahr 2007 konnte eine Verständigung über den Wegfall des im Zusammenhang mit der Position 
Nr. 6 („Absaugen“) vereinbarten Ausschlusses zum 01. Januar 2008 erzielt werden. Die 
Verhandlungen über einen Wegfall weiterer Ausschlusstatbestände werden im Jahr 2008 
fortgesetzt.  
 
 
 
3. Teilstationäre Pflege 
 
Zu Beginn des Jahres 2007 wurden die Gespräche mit dem MiJAGS über die Projekte  
 
(1) Optimierung der Pflegeüberleitung im Anschluss an einen Krankenhausaufenthalt  
 
(2) Erleichterung der Inanspruchnahme der Tagespflege 
 
fortgesetzt. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die zum 01. Juli 2008 in Kraft tretenden 
Neuregelungen im Bereich des SGB XI wesentliche Teile der von SPG und MiJAGS im Rahmen 
der Projekte erarbeiteten Vorschläge in geltendes Recht umsetzen werden, wird auf Landesebene 
derzeit kein aktueller Handlungsbedarf gesehen. 
 
 
4. Übergreifender Bereich 
 
4.1 Altenpflegeausbildung 
 
Ungeachtet des vollständigen Rückzugs der Arbeitsverwaltung aus der Finanzierung der 
dreijährigen Umschulung zur Altenpflegefachkraft haben auch im Jahr 2007 die von den Mitglieds-
verbänden der SPG vertretenen Ambulanten, Stationären sowie Teilstationären Altenhilfeein-
richtungen den hohen Stand der von ihnen bereitgestellten Ausbildungsplätze im Bereich der 
Altenpflegefach- sowie Altenpflegehilfeausbildung halten können.  
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Im Jahr 2007 wurden jedoch seitens der Altenhilfeeinrichtungen auch zunehmend Problem-
anzeigen bezüglich der Qualifikation der examinierten Altenpflege-Fachkräfte vorgetragen. So 
wurde sowohl von den Ambulanten als auch von den Stationären Altenhilfeeinrichtungen berichtet, 
dass die Qualifikation der dreijährig examinierten Fachkräfte den Anforderungen der Praxis oftmals 
nur bedingt entspricht. 
Die SPG hat daher im Jahr 2007 eine Ad-hoc-AG „Altenpflegeausbildung“ gegründet, welche die 
Probleme im Bereich der Altenpflegefachausbildung benennen soll. In einem zweiten Schritt sollen 
konkrete Lösungsvorschläge – gegebenenfalls gemeinsam mit den Altenpflegeschulen sowie dem 
MiJAGS – erarbeitet werden.  
 
 
4.2 Leistungen Ambulanter Hospize in Stationären Altenhilfeeinrichtungen 
 
Nachdem seitens der LAG Hospiz im Jahr 2007 an die SPG die Anregung herangetragen wurde, 
miteinander darüber ins Gespräch zu kommen, wie ambulante Hospizarbeit in Stationären 
Altenhilfeeinrichtungen professionell organisiert werden kann, hat die SPG eine Ad-hoc-AG 
„Hospiz“ gegründet, welche die Schnittstellen zwischen ambulanter Hospizarbeit und Stationären 
Altenhilfeeinrichtungen klären soll. Die SPG wird im Laufe des Jahres 2008 eine Gesprächsebene 
mit der LAG Hospiz zu dieser Thematik aufbauen. 
 
 
4.3 Beteiligung am SZ-Lesertelefon 
 
Auch im Jahr 2007 war die SPG fester Bestandteil des SZ-Lesertelefons, welches wöchentlich 
Fragen mit Bezug zu Verbraucherschutzthemen durch Experten beantwortet.  
 
Der SPG ist es auf diese Weise gelungen, in der Öffentlichkeit als Institution wahrgenommen zu 
werden, welche sich mit verbrauchernahen Themen rund um das Thema „Pflege“ sowie 
„Pflegeversicherung“ beschäftigt. 
 
 
 
Saarbrücken, den 14. April 2008 


